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Drucksache Nr. 3068 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 6. Februar 1952 

4-44202 -3038/51 III 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


In der Anlage 1 übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines zweiten Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes über die Behandlung wieder- 
kehrender Leistungen bei der Zwangsvoll- 
streckung in das unbewegliche Vermögen 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundestages 
herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat zu der Vorlage gemäß Artikel 76 Absatz 2 des 
Grundgesetzes in seiner 76. Sitzung am 18. Januar 1952 nach der 
Anlage 2 Stellung genommen. 

Gegen den Änderungsvorschlag des Bundesrates erhebt die Bundes- 
regierung keine Einwendungen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Allein-Vertrieb : Dr. Hans Heger. Andernach, Breite Straße 30, 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



Anlage 1 


Entwurf eines zweiten Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über die Behandlung wiederkehrender 
Leistungen bei der Zwangsvollstreckung in das unbewegliche Vermögen 


§ l 

§ 1 Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes über die 
Behandlung wiederkehrender Leistungen bei 
der Zwangsvollstreckung in das unbewegliche 
Vermögen vom 4. April 1950 (BGBl. S. 81) 
erhält folgende Fassung: 

„Soweit es sich um wiederkehrende Lei- 
stungen handelt, wird bei der Berech- 
nung der Fristen des § 10 Absatz 1 
Nrn. 3 und 4 des Zwangsversteigerungs- 
gesetzes die Zeit vom 1. Januar 1945 bis 
zum 31. Dezember 1950 nicht einge- 
rechnet." 

§ 2 

Das Gesetz gilt auch im Lande Berlin, so- 
bald Berlin gemäß Artikel 87 Absatz 2 sei- 
ner Verfassung die Anwendung des Gesetzes 
beschlossen hat. 

§ 3 

Das Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Ja- 
nuar 1952 in Kraft, 


Begründung 


Durch das Gesetz über die Behandlung wie- 
derkehrender Leistungen bei der Zwangs- 
vollstreckung in das unbewegliche Vermögen 
vom 4. April 1950 (BGBl. S. 81), das der 
Bundestag in seiner 44. Sitzung in dritter 
Lesung am 2. März 1950 beschlossen hat, 
wurde vor allem mit Rücksicht auf die er- 
traglos gewordenen Trümmergrundstücke be- 
stimmt, daß bei der Berechnung der Fristen 
des § 10 Absatz 1 Nrn. 3 und 4 des Zwangs- 
versteigerungsgesetzes die Zeit vom 1. Ja- 
nuar 1945 bis zum 31. Dezember 1948 nicht 
eingerechnet wird. Andernfalls hätte mit 
einer Flut von Zwangsversteigerungsver- 


fahren gerechnet werden müssen, die nur 
zur Erhaltung der Rangvorrechte eingeleitet 
worden wären. Wegen der Einzelheiten der 
Begründung zu dem Gesetz wird auf die 
Drucksache Nr. 445 des Deutschen Bundes- 
tages verwiesen. 

Bereits bei der Beratung dieses Gesetzes 
wurde angeregt, die in den Fristlauf nicht 
einzurechnende Zeitspanne weiter als bis 
zum 31. Dezember 1948 zu bemessen. Der 
Anregung ist nicht entsprochen worden, weil 
es geboten erschien, den Endtermin nicht 
länger als notwendig hinauszuschieben, es 
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wurde damals angenommen, daß bis Ende 
1950 die Rechtsverhältnisse bei den Trüm- 
merhypotheken sich hinlänglich geklärt 
haben würden. 

Da jedoch Ende 1950 die Lage im wesent- 
lichen unverändert war, weil die Beteiligten 
vor allem im Hinblick auf das noch aus- 
stehende Lastenausgleichsgesetz es vorzogen, 
die Rechtslage hinsichtlich der Trümmer- 
hypotheken weiter in der Schwebe zu lassen, 
erwies sich zur Vermeidung sachlich unbe- 
gründeter Zwangsversteigerungen ein wei- 
terer Aufschub als notwendig. Das Gesetz 
zur Änderung des Gesetzes über die Behand- 
lung wiederkehrender Leistungen bei der 
Zwangsvollstreckung in das unbewegliche Ver- 
mögen vom 14. Juni 1951 (BGBl. I S. 104), 
das der Bundestag in seiner 138. Sitzung in 
dritter Lesung am 25. April 1951 beschlossen 
hat, bestimmte daher, daß bei der Berech- 
nung der Fristen des § 10 Absatz 1 Nrn. 3 
und 4 des Zwangsversteigerungsgesetzes die 
Zeit vom 1. Januar 1945 bis zum 31. De- 
zember 1949 nicht eingerechnet wird. Wegen 
der Einzelheiten der Begründung zu diesem 
Gesetz wird auf die Drucksache Nr. 2051 des 
Deutschen Bundestages verwiesen. 

In dieser Begründung wurde die Erwartung 
ausgesprochen, daß durch das Lastenaus- 
gleichsgesetz und die sich anschließende Re- 
gelung Ende 1951 die Gründe im wesent- 
lichen entkräftet sein würden, die bislang die 
Beteiligten bewogen hatten, die Rechtslage 
hinsichtlich der Trümmerhypotheken in der 
Schwebe zu lassen. 

Infolge der Schwierigkeiten, die bei der Be- 
ratung des Entwurfs zum Lastenausgleichs- 
gesetz aufgetreten sind, und der dadurch be- 
wirkten Verzögerung der Gesetzgebungs- 
arbeit hat sich diese Erwartung nicht erfüllt. 
Die Rechtsverhältnisse hinsichtlich der Trüm- 
merhypotheken sind noch weitgehend unge- 
klärt. Aus den Erwägungen, die in der Druck- 
sache Nr. 2051 des Deutschen Bundestages 
im einzelnen angeführt sind, erscheint es da- 
her geboten, die in den Fristlauf nach § 10 


Absatz 1 Nrn. 3 und 4 des Zwangsversteige- 
rungsgesetzes nicht einzurechnende Zeit- 
spanne nochmals zu verlängern. Geschähe 
dies nicht, so müßten vor dem 1. Januar 1952 
und dem 1. April 1952 zahlreiche Zwangs- 
vollstreckungsanträge zur Rangwahrung ge- 
stellt werden. Eine große Anzahl von Kredit- 
instituten sowie der Gesamtverband gemein- 
nütziger Wohnungsunternehmen und der 
Deutsche Genossenschaftsverband haben des- 
halb die Verlängerung der Frist angeregt. 

Auch diesmal ist dafür Sorge zu tragen, daß 
der Endtermin der nicht einzurechnenden 
Zeit nicht weiter als notwendig hinausge- 
schoben wird. Deshalb empfiehlt sich eine 
Verlängerung um nur ein Jahr. Der jetzige 
Stand der Gesetzgebungsarbeiten zum La- 
stenausgleichsgesetz läßt erwarten, daß im 
Jahre 1952 dieses Gesetz und die sich an- 
schließende Regelung die Lage soweit geklärt 
haben werden, daß die Eigentümer belasteter 
Trümmergrundstücke annähernd übersehen 
können, welche Leistungen sie aus dem La- 
stenausgleich zu erwarten haben. Dann wird 
ihnen eine Klärung ihres Rechtsverhältnisses 
gegenüber den Gläubigern durch Verein- 
barung oder auf dem Wege der Vertrags- 
hilfe zugemutet werden können. Auch für 
diese Abwicklung bedarf es einer gewissen 
Zeit. Es darf angenommen werden, daß bis 
Ende 1952 diese Klärung im wesentlichen 
herbeigeführt ist. Für die verbleibenden 
Fälle wird kein Bedenken dagegen bestehen, 
die Gläubiger auf den Weg der Zwangsvoll- 
streckung zu verweisen. 

§ 2 des Entwurfs soll in der üblichen Form 
die Übernahme des Gesetzes durch das Land 
Berlin ermöglichen. 

Da nicht abzusehen ist, ob das vorgeschla- 
gene Gesetz noch vor dem 1. Januar 1952 
verkündet werden wird, der Anschluß an das 
Gesetz vom 14. Juni 1951 aber sichergestellt 
werden muß, schlägt § 3 des Entwurfs als 
Zeitpunkt des Inkrafttretens den 1. Januar 
1952 vor. 
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Anlage 2 


DER PRÄSIDENT DES BUNDESRATES 


An den 

Herrn Bundeskanzler Bonn, den 18. Januar 1952 


Mit Bezug auf das Schreiben vom 5. Januar 
1952 — 4—44 202—3038/51 — beehre ich 
mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
76. Sitzung am 18. Januar 1952 gemäß Ar- 
tikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes be- 
schlossen hat, zu dem 

Entwurf eines zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über 
die Behandlung wiederkehrender 
Leistungen bei der Zwangsvoll- 
streckung in das unbewegliche 
Vermögen 

die folgende Änderung vorzuschlagen: 

§ 2 ist wie folgt zu fassen: 

4 2 

Das Gesetz über die Behandlung wie- 
derkehrender Leistungen bei der Zwangs- 
vollstreckung in das unbewegliche Ver- 
mögen vom 4. April 1950 (BGBL S. 81 ) 
in der Fassung des § 1 dieses Gesetzes 
gilt auch im Land Berlin, sobald Berlin 
gemäß Artikel 87 Absatz 2 seiner Ver- 
fassung die Anwendung des Gesetzes 
beschlossen hat.“ 

Begründung: 

Das Gesetz über die Behandlung wiederkeh- 
render Leistungen bei der Zwangsvollstreckung 
in das unbewegliche Vermögen vom 4. April 
1950 (BGBl. S. 81) ist von Berlin noch nicht 
übernommen worden. Die Übernahme des 
vorliegenden zweiten Änderungsgesetzes kann 
nicht getrennt erfolgen, sondern setzt die 
Mitübernahme des sogenannten Ursprungs- 
gesetzes voraus. 

Kopf 
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